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9. Vereinbarung zwischen dem Bundesminister für Verkehr der Bundesrepublik Deutschland
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1 0 . Vereinbarung zwischen dem Bundesminister für Verkehr der Bundesrepublik Deutschland
und dem Bundesminister für Verkehr der Republik Österreich nach Rn 2010
des ADR über die Beförderung von Dimyristylperoxydicarbonat technisch rein

1 1 . Notenwechsel zwischen dem Bundesministerium für Handel, Gewerbe und Industrie und der
Indischen Botschaft in Wien gemäß Art. 12 Abs. 3 des Abkommens über den
Internationalen Handel mit Textilien

1 2 . Protokoll über die Bedingungen für den Beitritt Japans zum Allgemeinen Zoll- und Handels-
abkommen (GATT)
(NR: GP XIV RV 183 AB 239 S. 28. BR: AB 1549 S. 353.)

8. Kundmachung des Bundesministers für
Handel, Gewerbe und Industrie vom 29. No-
vember 1976 betreffend die Bezeichnung, die
Abkürzung der Bezeichnung und das Emblem

der Europäischen Weltraumagentur (ESA)

Auf Grund des § 4 Abs. 1 Z. 1 lit. c des
Markenschutzgesetzes 1970, BGBl. Nr. 260, wird

kundgemacht, daß die in der Anlage angeführte
Bezeichnung, die Abkürzung der Bezeichnung
und das Emblem der Europäischen Weltraum-
agentur (ESA) in zwei Ausführungsformen von
der Registrierung nach dem Markenschutzgesetz
ausgeschlossen sind.

Staribacher

Anlage

14 13
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9 .

V e r e i n b a r u n g
zwischen dem Bundesminister für Verkehr
der Bundesrepublik Deutschland und dem
Bundesminister für Verkehr der Republik
Österreich nach Rn 2010 des ADR*) über
die Beförderung von Chlorameisensäureester

in Rollsickenfässern

(1) Abweichend von den Vorschriften der
Rn 2406 d) des ADR dürfen die Chlorameisen-
säureester der Rn 2401 Ziffer 4 b) und 4 c) des
ADR in geschweißten oder gefalzten Rollsicken-
fässern mit einem Fassungsraum von höchstens
225 1 unter folgenden Bedingungen befördert
werden:

1. Die Fässer müssen einem Baumuster ent-
sprechen, das einer Baumusterprüfung nach
Anhang A. 5, Rn 3500 bis 3503 der An-
lage A zum ADR, durch eine behördlich
anerkannte Prüfstelle genügt hat, und das
bei der Prüfung enteilte Kennzeichen tra-
gen.

2. Sie müssen mit zwei übereinanderliegenden
Verschlüssen, von denen einer verschraubt
sein muß, dicht verschlossen und dürfen nur
zu höchstens 93% ihres Fassungsraumes ge-
füllt sein.

(2) Im Beförderungspapier hat der Absender
zusätzlich zu vermerken:

„Beförderung vereinbart nach Rn 2010 des ADR"

(3) Diese Regelung gilt im Verkehr zwischen
der Bundesrepublik Deutschland und der Repu-
blik Österreich.

Wien, 1976 10 29

Für den Bundesminister für Verkehr der Repu-
blik Österreich:

Hehenberger

Bonn-Bad Godesberg, den 19. 5. 1976

Die für das ADR zuständige Behörde der Bun-
desrepublik Deutschland:

Der Bundesminister für Verkehr:

Im Auftrag:

Dr. Gömmel

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 522/1973 in der
Fassung der Kundmachungen BGBl. Nr. 523/1973,
377/1974, 249/1975, 250/1975, 251/1975, 261/1975
und 522/1975

Kreisky
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10.
V e r e i n b a r u n g

zwischen dem Bundesminister für Verkehr
der Bundesrepublik Deutschland und dem
Bundesminister für Verkehr der Republik
Österreich nach Rn 2010 des ADR*) über
die Beförderung von Dimyristylperoxydicar-

bonat technisch rein
(1) Abweichend von den Vorschriften der
Randnummern 2700 und 2701 des ADR darf

Dimyristylperoxydicarbonat technisch rein,

unter folgenden Bedingungen im internationalen
Straßenverkehr befördert wenden:

1. Das Peroxid muß in Gefäße oder Säcke aus
geeignetem Kunststoff verpackt sein, die in
geeignete nichtmetallische Schutzbehälter
einzusetzen sind. Ein Versandstück darf
höchstens 50 kg Peroxid enthalten. Die all-
gemeinen Verpackungsvorschriften in Rn
2702 des ADR sind zu beachten.

2. Das Peroxid darf weder mit anderen Stof-
fen und Gegenständen des ADR noch mit
sonstigen Gütern zu einem Versandstück
vereinigt werden.

3. Jedes Versandstück ist unter Beachtung der
Bestimmungen in Rn 3901 (2) des ADR
mit zwei Zetteln nach Muster 3 des Anhan-
ges A 9 des ADR zu versehen.

4. Das Peroxid ist in gedeckte oder bedeckte
Fahrzeuge zu verladen. Bei Verwendung
von gedeckten Fahrzeugen muß eine ausrei-
chende Belüftung sichergestellt sein. Ge-
deckte Fahrzeuge müssen mit Seitenwänden
und einer Rückwand versehen sein. Die
Plane dieser Fahrzeuge muß aus einem un-
durchlässigen schwer brennbaren Gewebe
bestehen.

5. Die Vorschriften in Rn 71171 (2) des ADR
sind anzuwenden, wenn die Menge die Ge-
wichtsgrenze von 4000 kg überschreitet.

6. Die Peroxide sind so zu versenden, daß eine
Umgebungstemperatur von + 20° C nicht
überschritten wird. Die Vorschriften der
Rn 71400 (2), (3) und (4) gelten sinngemäß.

7. In einer Beförderungseinheit dürfen nicht
mehr als 10000 kg dieses Peroxids beför-
dert werden (s. Rn 71401 des ADR).

») Kundgemacht in BGBl. Nr. 522/1973 in der
Fassung der Kundmachungen BGBl. Nr. 523/197J,
377/1974, 249/1975, 250/1975, 251/1975, 261/1975
und 522/1975
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8. Die sonstigen Vorschriften der Klasse VII
in Rn 71248, 71403, 71413, 71414 sowie
die allgemeinen Vorschriften in Kapitel I
der Anlage B zum ADR sind sinngemäß zu
beachten.

9. Die Bezeichnung des Gutes im Beförde-
rungspapier muß lauten:

„Dimyristylperoxydicarbonat, technisch rein,
Klasse VII, ADR".

Die Gutbezeichnung ist rot zu unterstrei-
chen.

(2) Im Beförderungspapier hat der Absender
unter den vorstehenden Angaben zusätzlich zu
vermerken:

„Vereinbart nach Rn 2010 des ADR"

(3) Diese Regelung gilt im Verkehr zwischen
der Bundesrepublik Deutschland und der Repu-
blik Österreich.

Wien, 1976 10 29

Für den Bundesminister für Verkehr der Repu-
blik Österreich:

Hehenberger

Bonn-Baid Godesberg, den 28. 4. 1976

Die für das ADR zuständige Behörde der Bun-
desrepublik Deutschland:

Der Bundesminister für Verkehr:

Im Auftrag:

Dr. Gömmel

Kreisky

1 1 .

Notenwechsel zwischen dem Bundesministerium für Handel, Gewerbe und Industrie und
der Indischen Botschaft in Wien gemäß Art. 12 Abs. 3 des Abkommens über den Inter-

nationalen Handel mit Textilien *)

(Übersetzung)

BUNDESMINISTERIUM FÜR HANDEL,
GEWERBE UND INDUSTRIE

1011 Wien

Zl. 27.642/1-II/7/76

Wien, am 13. April 1976

Sehr geehrter Herr Botschafter!
Ich beehre mich, auf das ABKOMMEN ÜBER

DEN INTERNATIONALEN HANDEL MIT
TEXTILIEN (im folgenden als ABKOMMEN
bezeichnet), das in Genf am 20. Dezember 1973

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 623/1974
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geschlossen wurde, sowie auf die Verhandlungen
Bezug zu nehmen, die zwischen Vertretern Öster-
reichs und Vertretern Indiens betreffend eine
gemäß Artikel 12 Absatz 3 des ABKOMMENS
vorgesehene Bestätigung über in Heimarbeit auf
Handwebstühlen erzeugte Gewebe und hand-
werklich in Heimarbeit daraus hergestellte Waren
stattgefunden haben.

Als Ergebnis dieser Verhandlungen wurde die
folgende Definition für den Begriff „in Heim-
arbeit auf Handwebstühlen erzeugte Gewebe und
handwerklich in Heimarbeit daraus hergestellte
Waren" vereinbart:

i) in ländlichen Handwerksbetrieben auf
Handwebstühlen hergestellte Baum-
wollgewebe, die nicht mehr als 5 Ge-
wichtshundertteile synthetische oder
künstliche Spinnfasern enthalten, und
zwar Gewebe, die traditionell auf
Handwebstühlen hergestellt werden
und auch tatsächlich auf einem Web-
stuhl hergestellt worden sind, dessen
Antriebskraft vollständig von den
Webern geliefert wird (d. h. die drei
Hauptbewegungen beim Weben, näm-
lich Fachbildung, Eintragen des
Schusses und Ladenanschlag, werden mit
der Hand oder dem Fuß ohne Ver-
wendung irgendeiner anderen Kraft-
quelle ausgeführt);

ii) Waren, die in ländlichen Handwerks-
betrieben aus solchen auf Handweb-
stühlen hergestellten Baumwollgeweben
gefertigt worden sind;

iii) Textilerzeugnisse der traditionellen
indischen Volkskunst, die in Heim-
arbeit im Rahmen ländlicher Hand-
werksbetriebe von Hand zugeschnitten,
genäht oder in anderer Weise herge-
stellt worden sind.

Ein Muster der vorerwähnten Bestätigung ist
angeschlossen.

Ich wäre dankbar, wenn Sie freundlicherweise
bestätigen würden, daß dieser Brief die zwischen
Vertretern beider Länder erzielte Übereinkunft
richtig wiedergibt.

Genehmigen Sie, sehr geehrter Herr Botschaf-
ter, den Ausdruck meiner ausgezeichnetsten
Hochachtung

Gerhard Waas m. p.
Sektionsrat

S.E.
Herrn Amrik S. Meh ta
Botschafter von Indien

Wien

14
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ANLAGE

(MUSTER)
BESTÄTIGUNG BETREFFEND IN HEIMAR-
BEIT AUF HANDWEBSTÜHLEN ERZEUGTE
GEWEBE UND HANDWERKLICH IN HEIM-
ARBEIT DARAUS HERGESTELLTE WAREN

Nr._ .._

Die Regierung Indiens, Handelsministerium,
Textilausschuß Bombay oder seine regionalen
Dienststellen bestätigt, daß die nachfolgend be-
schriebene Sendung nur in Heimarbeit auf Hand-
webstühlen erzeugte Gewebe und handwerklich
in Heimarbeit daraus hergestellte Waren sowie
traditionelle folkloristische handwerkliche Textil-
erzeugnisse enthält, diese Gewebe oder Waren
indische Erzeugnisse sind und von Indien nach
Österreich ausgeführt werden.

1. Name und Anschrift des Exporteurs in
Indien

2. Name und Anschrift des Importeurs in
Österreich

3. Versandhafen oder Versandflughafen
4. Schiff
5. Frachtbrief
6. Transithafen oder Zielflughafen
7. Menge und Beschreibung des Gewebes oder

Erzeugnisses
8. Muster des vorerwähnten Gewebes oder Er-

zeugnisses ist angeschlossen

DER BOTSCHAFTER INDIENS
Opernringhof
1010 Wien
Zl. VIEN/204/6/74

20. Mai 1976
Sehr geehrter Herr Sektionsrat!

Ich beehre mich, auf Ihren Brief Zl. 27.642/
1-II/7/76 vom 13. April 1976 Bezug zu nehmen
und zu bestätigen, daß Ihr Brief, dessen Text
nachstehend wiedergegeben wird, die zwischen
Vertretern von Indien und Vertretern Öster-
reichs erzielte Übereinkunft betreffend die Be-
stätigung über in Heimarbeit auf Handweb-
stühlen erzeugte Gewebe und handwerklich in
Heimarbeit daraus hergestelllte Waren richtig
wiedergibt:

„Sehr geehrter Herr Botschafter!
Ich beehre mich, auf das ABKOMMEN ÜBER

DEN INTERNATIONALEN HANDEL MIT
TEXTILIEN (im folgenden als ABKOMMEN
bezeichnet), das in Genf am 20. Dezember 1973
geschlossen wurde, sowie auf die Verhandlungen
Bezug zu nehmen, die zwischen Vertretern Öster-
reichs und Vertretern Indiens betreffend eine
gemäß Artikel 12 Absatz 3 des ABKOMMENS
vorgesehene Bestätigung über in Heimarbeit auf
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Handwebstühlen erzeugte Gewebe und hand-
werklich in Heimarbeit daraus hergestellte Waren
stattgefunden haben.

Als Ergebnis dieser Verhandlungen wurde die
folgende Definition für den Begriff ,in Heim-
arbeit auf Handwebstühlen erzeugte Gewebe und
handwerklich in Heimarbeit daraus hergestellte
Waren vereinbart:

i) in ländlichen Handwerksbetrieben auf
Handwebstühlen hergestellte Baumwoll-
gewebe, die nicht mehr als 5 Gewichts-
hundertteile synthetische oder künst-
liche Spinnfasern enthalten, und zwar
Gewebe, die traditionell auf Hand-
webstühlen hergestellt werden und
auch tatsächlich auf einem Webstuhl
hergestellt worden sind, dessen An-
triebskraft vollständig von den We-
bern geliefert wird (d. h. die drei
Hauptbewegungen beim Weben, näm-
lich Fachbildung, Eintragen des Schusses
und Ladenanschlag, werden mit der
Hand oder dem Fuß ohne Verwen-
dung irgendeiner anderen Kraftquelle
ausgeführt);

ii) Waren, die in ländlichen Handwerks-
betrieben aus solchen auf Handweb-
stühlen hergestellten Baumwollgewe-
ben gefertigt worden sind;

iii) Textilerzeugnisse der traditionellen
indischen Volkskunst, die in Heim-
arbeit im Rahmen ländlicher Hand-
werksbetriebe von Hand zugeschnitten,
genäht oder in anderer Weise herge-
stellt worden sind.

Ein Muster der vorerwähnten Bestätigung ist
angeschlossen.

Ich wäre dankbar, wenn Sie freundlicherweise
bestätigen würden, daß dieser Brief die zwischen
Vertretern beider Länder erzielte Übereinkunft
richtig wiedergibt.

Genehmigen Sie, sehr geehrter Herr Bot-
schafter, den Ausdruck meiner ausgezeichnetsten
Hochachtung

Gerhard Waas m. p.
Sektionsrat"

Genehmigen Sie, sehr geehrter Herr Bot-
schafter, den Ausdruck meiner ausgezeichnetsten
Hochachtung

Amrik S. Mehta m. p.
Botschafter

Dr. Gerhard Waas
Sektionsrat
Bundesministerium für Handel,
Gewerbe und Industrie
1011 Wien

15
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ANLAGE
(MUSTER)

BESTÄTIGUNG BETREFFEND IN HEIMAR-
BEIT AUF HANDWEBSTÜHLEN ERZEUGTE
GEWEBE UND HANDWERKLICH IN HEIM-
ARBEIT DARAUS HERGESTELLTE WAREN

Nr _
Die Regierung Indiens, Handelsministerium,

Textilausschuß Bombay oder seine regionalen
Dienststellen bestätigt, daß die nachfolgend be-
schriebene Sendung nur in Heimarbeit auf Hand-
webstühlen erzeugte Gewebe und handwerklich
in Heimarbeit daraus hergestellte Waren sowie
traditionelle folkloristische handwerkliche Textil-
erzeugnisse enthält, diese Gewebe oder Waren
indische Erzeugnisse sind und von Indien nach
Österreich ausgeführt werden.

1. Name und Anschrift des Exporteurs in
Indien

2. Name und Anschrift des Importeurs in
Österreich

3. Versandhafen oder Versandflughafen
4. Schiff
5. Frachtbrief
6. Transithafen oder Zielflughafen
7. Menge und Beschreibung des Gewebes oder

Erzeugnisses
8. Muster des vorerwähnten Gewebes oder Er-

zeugnisses ist angeschlossen

Kreisky

1 2 .
Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt.

(Übersetzung)

PROTOKOLL ÜBER DIE
BEDINGUNGEN FÜR

DEN BEITRITT JAPANS
ZUM ALLGEMEINEN

ZOLL- UND HANDELS-
ABKOMMEN (GATT)

Die Regierungen, die Ver-
tragsparteien des Allgemeinen
Zoll- und Handelsabkommens
sind (im folgenden als die „der-
zeitigen Vertragsparteien" bzw.
als das „Allgemeine Abkom-
men" bezeichnet) und die Re-
gierung Japans sind

UNTER BEDACHTNAHME
auf die Ergebnisse der Verhand-
lungen über den Beitritt Japans
zum Allgemeinen Abkommen

DURCH ihre Vertreter wie
folgt übereingekommen:
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1. a) Mit dem Inkrafttreten die-
ses Protokolls wendet Ja-
pan vorläufig und vorbe-
haltlich der Bestimmungen
dieses Protokolls

i) die Teile I und III des
Allgemeinen Abkom-
mens und

ii) Teil II des Allgemei-
nen Abkommens im
größtmöglichen Aus-
maß an, der mit sei-
nen am Tage des Da-
tums dieses Protokolls
geltenden Rechtsvor-
schriften vereinbar ist.

b) Die in Artikel I Absatz 1
des Allgemeinen Abkom-
mens unter Hinweis auf
dessen Artikel III und die
in Artikel II Absatz 2
lit. b unter Hinweis auf
Artikel VI enthaltenen
Verpflichtungen gelten für
die Zwecke dieser Ziffer als
zu Teil II des Allgemeinen
Abkommens gehörig.

c) Für die Zwecke des All-
gemeinen Abkommens gilt
die Liste in der Anlage B
bei ihrem Inkrafttreten ge-
mäß Absatz 10 als eine
Liste zum Allgemeinen
Abkommen bezüglich Ja-
pan.

d) Solange als der Status einer
im Artikel 3 des Friedens-
vertrages mit Japan vom
8. September 1951 er-
wähnten Insel auf Grund
der Bestimmungen dieses
Vertrages ein provisori-
scher ist, finden die Be-
stimmungen des Allgemei-
nen Abkommens auf diese
Insel keine Anwendung
und erfordern auch keine
Änderung der Behandlung,
die Japan dieser Insel der-
zeit gewährt.

2. Mit dem Inkrafttreten die-
ses Protokolls gemäß Ziffer 10
wird Japan Vertragspartei im
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Sinne des Artikels XXXII des
Allgemeinen Abkommens.

3. Unbeschadet der Bestim-
mungen der Ziffer 10 treten die
Zugeständnisse, die in der eine
derzeitige Vertragspartei betref-
fende Liste in der Anlage A zu
diesem Protokoll vorgesehen
sind, für diese Vertragspartei
erst dann in Kraft, wenn der
Exekutivsekretär der VER-
TRAGSPARTEIEN des Allge-
meinen Abkommens (im fol-
genden als der „Exekutiv-
sekretär" bezeichnet) von dieser
Vertragspartei eine Mitteilung
über deren Absicht erhalten hat,
diese Zugeständnisse zur Anwen-
dung zu bringen. Diese Zuge-
ständnisse gelangen danach für
diese Vertragspartei entweder an
dem Tage zur Anwendung, an
dem dieses Protokoll nach Zif-
fer 10 zuerst in Kraft tritt, oder
am dreißigsten Tage nach dem
Tage, an dem beim Exekutiv-
sekretär diese Mitteilung ein-
langt, je nachdem welcher Zeit-
punkt der spätere ist. Mit dem
Inkrafttreten dieser Zugeständ-
nisse gilt die entsprechende Liste
als eine diese Vertragspartei be-
treffende Liste zum Allgemeinen
Abkommen.

4. Nach dem Inkrafttreten
dieses Protokolls steht es Japan
oder einer derzeitigen Vertrags-
partei, die die in Ziffer 3 er-
wähnte Mitteilung gemacht hat,
frei, jederzeit ein in der ent-
sprechenden Liste in der An-
lage A oder B zu diesem Proto-
koll vorgesehenes Zugeständnis
ganz oder teilweise auszusetzen
oder zurückzunehmen, wenn
Japan oder diese Vertragspartei
feststellt, daß es ursprünglich
mit einer derzeitigen Vertrags-
partei vereinbart wurde, die
diese Mitteilung nicht gemacht
hat; Voraussetzung hiefür ist,
daß:

i) die Regierung, die
dieses Zugeständnis
ganz oder teilweise
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aussetzt oder zurück-
nimmt, alle Vertrags-
parteien binnen drei-
ßig Tagen nach dem
Tage der Aussetzung
oder Zurücknahme in
Kenntnis setzt und
auf Antrag mit jeder
Vertragspartei, die an
der betreffenden Ware
wesentlich interessiert
ist, Konsultationen
führt, und

ii) jedes derart ausge-
setzte oder zurückge-
nommene Zugeständ-
nis am und nach dem
dreißigsten Tage, der
dem Tage folgt, an
dem die Regierung,
mit der es ursprüng-
lich vereinbart wurde,
die in Absatz 3 er-
wähnte Mitteilung
macht, zur Anwen-
dung gebracht wird.

5. a) In den Fällen, in denen
Artikel II des Allgemeinen
Abkommens auf das Da-
tum jenes Abkommens
Bezug nimmt, ist für die
Listen in der Anlage zu
diesem Protokoll das Da-
tum dieses Protokolls maß-
gebend.

b) In den Fällen, in denen
Artikel V Absatz 6, Ar-
tikel VII Absatz 4 lit. d
und Artikel X Absatz 3
lit. c des Allgemeinen Ab-
kommens auf das Datum
jenes Abkommens Bezug
nehmen, ist für Japan der
24. März 1948 maßgebend.

c) In den Fällen, in denen
Artikel XVIII Absatz 2
des Allgemeinen Abkom-
mens auf den 1. Septem-
ber 1947 bzw. den 10. Ok-
tober 1947 Bezug nimmt,
ist für Japan der 1. März
1955 bzw. der 1. Mai 1955
als Datum maßgebend.

d) In bezug auf das Datum
in Artikel XXVIII Ab-
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satz 1 des Allgemeinen Ab-
kommens ist für die Listen
in der Anlage zu diesem
Protokoll als Datum der
1. Jänner 1958 maßgebend.

6. a) Die von Japan anzuwen-
denden Bestimmungen des
Allgemeinen Abkommens
sind diejenigen, die in dem
Text enthalten sind, wel-
cher der Schlußakte der
zweiten Tagung des Vor-
bereitenden Komitees der
Konferenz der Vereinten
Nationen für Handel und
Beschäftigung angeschlos-
sen ist, und zwar in der
durch solche Übereinkom-
men berichtigten, ver-
besserten, ergänzten oder
auf andere Weise geänder-
ten Fassung, die allenfalls
am Tage der Unterzeich-
nung dieses Protokolls
durch Japan in Kraft
steht.

b) Die Unterzeichnung die-
ses Protokolls durch Japan
stellt sowohl die Annahme
der Berichtigungen, Ver-
besserungen, Ergänzungen
oder anderer Änderungen
des Allgemeinen Abkom-
mens dar, die in von den
VERTRAGSPARTEIEN
abgefaßten Urkunden vor-
gesehen worden und zur
Annahme aufgelegen sind,
jedoch zu dem Zeitpunkt,
an dem dieses Protokoll
von Japan unterzeichnet
wird, noch nicht in Kraft
getreten sind, als auch die
Annahme der Deklaration
vom 10. März 1955 be-
treffend die weitere An-
wendung der Listen zum
Allgemeinen Abkommen.
Diese Annahme wird wirk-
sam, sobald Japan Ver-
tragspartei wird; Voraus-
setzung dafür ist, daß diese
Unterzeichnung nicht die
Annahme der drei Ergän-
zungsprotokolle zu dem
Allgemeinen Abkommen
oder dem Abkommen über
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die Organisation für Han-
del und Zusammenarbeit,
die von den VERTRAGS-
PARTEIEN auf ihrer
Neunten Tagung abgefaßt
worden sind, darstellt.

7. Japan steht es nach der
Unterzeichnung dieses Proto-
kolls frei, die vorläufige Anwen-
dung des Allgemeinen Abkom-
mens zu widerrufen. Dieser
Widerruf wird am sechzigsten
Tage nach dem Tage wirksam,
an dem beim Exekutivsekretär
eine schriftliche Mitteilung über
diesen Widerruf einlangt.

8. a) Japan kann nach Unter-
zeichnung dieses Proto-
kolls, wenn es einen
Widerruf nach Ziffer 7
nicht notifiziert hat, dem
Allgemeinen Abkommen
am Tage, an dem es auf
Grund dessen Arti-
kels XXVI in Kraft tritt,
oder danach gemäß den
anzuwendenden Bestim-
mungen dieses Protokolls
durch Hinterlegung einer
Beitrittsurkunde beim Exe-
kutivsekretär beitreten.
Dieser Beitritt wird am
dreißigsten Tage nach dem
Tage der Hinterlegung der
Beitrittsurkunde wirksam.

b) Der Beitritt zum Allge-
meinen Abkommen gemäß
lit. a gilt im Sinne des Ar-
tikels XXXII Absatz 2
jenes Abkommens als An-
nahme des Abkommens
nach dessen Artikel XXVI
Absatz 3.

9. a) Dieses Protokoll wird
beim Exekutivsekretär
hinterlegt und liegt am
Hauptsitz der VER-
TRAGSPARTEIEN in
Genf vom 7. Juni 1955 bis
31. Dezember 1955 zur
Unterzeichnung auf.

b) Der Exekutivsekretär
übermittelt unverzüglich
jeder Vertragspartei und
Japan eine beglaubigte Ab-
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schrift dieses Protokolls
sowie eine Notifikation
über jede Unterzeichnung
desselben, über die Hinter-
legung einer Beitrittsur-
kunde nach Ziffer 8 lit. a
sowie jede Mitteilung oder
Notifikation nach Para-
graph 3 oder 7.

c) Der Generalsekretär der
Vereinten Nationen wird
ermächtigt, dieses Proto-
koll gemäß Artikel 102 der
Satzung der Vereinten Na-
tionen zu registrieren.

10. Dieses Protokoll tritt am
dreißigsten Tage in Kraft, nach-
dem:

a) Japan dieses Protokoll un-
terzeichnet hat und

b) die Zustimmung von zwei
Drittel der Regierungen
einlangt, die zu diesem
Zeitpunkt Vertragspar-
teien bei einem Beschluß
über den Beitritt Japans
zum Allgemeinen Abkom-
men gemäß den Bestim-
mungen dieses Protokolls
sind.

11. Dieses Protokoll trägt das
Datum des 7. Juni 1955.

GESCHEHEN zu Genf in
einer einzigen Urschrift in
englischer und französischer
Sprache, wobei beide Fassungen
authentisch sind, sofern in den
Listen in der Anlage dieses Pro-
tokolls nichts anderes bestimmt
wird.

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete An-
nahmeurkunde wurde am 27. Oktober 1976 im GATT-Sekretariat hinterlegt. Das Protokoll
ist im Verhältnis zu Österreich mit Hinterlegung der österreichischen Annahmeurkunde am
27. Oktober 1976 in Kraft getreten.

Anläßlich der Hinterlegung der Annahmeurkunde wurde die Erklärung über den Verzicht
Österreichs auf die Anwendung des Artikels XXXV des Allgemeinen Zoll- und Handels-
abkommens gegenüber Japan abgegeben.

Kreisky


